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Nach den Wahlen im April 2014 hat sich der Konflikt zwischen den politischen Parteien 
des Landes weiter zugespitzt. Die Opposition erkannte die Wiederwahl von Ministerprä-
sident Nikola Gruevski nicht an und forderte Neuwahlen. Zugleich setzte sie ihren Boykott 
der parlamentarischen Arbeit weiter fort. Im Februar 2015 löste die Opposition mit der 
Veröffentlichung  von  Telefonmitschnitten  eine  schwere  Regierungskrise  aus.  Die 
Aufzeichnungen  dokumentieren  Amtsmissbrauch,  Korruption  und  Wahlfälschung  im 
großen Ausmaß. Als im Mai noch ein Polizeieinsatz im nordmazedonischen Kumanovo 
eskalierte, wuchs sich die politisch angespannte Situation zur veritablen Staatskrise aus.

Innenpolitische Entwicklung

Nachdem es im April 2014 zur Auflösung des mazedonischen Parlaments gekommen war 
und die Regierungspartei Innere Mazedonische Revolutionäre Organisation – Demokrati-
sche Partei für Mazedonische Nationale Einheit (VMRO-DPMNE) bei den noch im selben 
Monat abgehaltenen Neuwahlen als klarer Sieger hervorging, erkannte die oppositionelle 
Sozialdemokratische  Union  von Mazedonien  (SDSM) das  Wahlergebnis  nicht  an.  Die 
SDSM setzte stattdessen den Boykott ihrer parlamentarischen Arbeit fort und forderte die 
Bildung einer „technischen Regierung“, die mit der Vorbereitung freier Wahlen betraut 
werden sollte.1 Dies lehnte die Regierung jedoch ab. Ein von der VMRO-DPMNE voran-
getriebenes Gesetzesvorhaben zur Reform des Hochschulrechts, wodurch an den Universi-
täten zusätzliche staatliche Examen eingeführt werden sollten, traf jedoch auf Widerstand 
in der Bevölkerung. Hochschulangehörige und Studierende sahen darin einen Eingriff in 
die Hochschulautonomie und Wissenschaftsfreiheit und mobilisierten sich zu Protesten in 
verschiedenen Städten des Landes. Im Dezember nahmen über 10.000 Demonstranten an 
einem Protestmarsch in der  mazedonischen Hauptstadt  Skopje teil.2 Ende Januar 2015 
erreichte die innenpolitische Krise eine neue Dimension. In einer landesweit übertragenen 
Fernsehansprache  beschuldigte  Ministerpräsident  Gruevski  den  Oppositionsführer  und 
sozialdemokratischen  Parteivorsitzenden Zoran  Zaev,  einen Staatsstreich vorbereitet  zu 
haben. Zaev habe dem Ministerpräsidenten damit gedroht, kompromittierendes Material 
zu veröffentlichen, falls ersich weigern sollte, zurückzutreten und den Weg für Neuwahlen 
frei zu machen. Zaev habe das belastende Material von einem nicht näher bezeichneten 
ausländischen Geheimdienst erhalten und sich somit der Spionage schuldig gemacht, so 
Gruevski. In der Tat veröffentlichte die SDSM in den nachfolgenden Wochen eine Serie 
abgehörter Gespräche zwischen dem Ministerpräsidenten, verschiedenen Ministern, dem 
Geheimdienst,  der  Generalstaatsanwaltschaft,  Journalisten  und  Medienvertretern,  die 
davon zeugen, in welchem Ausmaß die Regierungspartei VMRO-DPMNE die demokrati-
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schen Institutionen und Verfahren des Landes in den vergangenen Jahren untergraben hat.3 
Am 5.  Mai 2015 wurde durch die Telefonmitschnitte  unter anderem bekannt,  dass die 
Regierung versucht hatte, die Umstände des gewaltsamen Todes von Martin Neskovski, 
der im Juni 2011 Opfer polizeilicher Gewalt geworden war, zu verschleiern. Daraufhin 
kam es in Skopje zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und einer 
größeren Anzahl von Regierungsgegnern.4 Eine weitere Zuspitzung erfuhr die Situation am 
9. Mai 2015, als in Kumanovo ein Polizeieinsatz gegen bewaffnete Albaner eskalierte. 
Allein auf Seiten der Polizei kamen acht Menschen ums Leben und 37 weitere Einsatz-
kräfte wurden verletzt. Zahlreiche Häuser der Ortschaft wurden bei den zwei Tage andau-
ernden Kampfhandlungen zerstört. Was sich schnell  zu einem ethnischen Flächenbrand 
hätte ausbreiten können, befeuerte hingegen die regierungskritische Protestbewegung. Am 
17. Mai versammelten sich nach Angaben der Opposition über 100.000 Menschen unter 
dem Motto „Bürger für Mazedonien“ in Skopje und forderten Ministerpräsident Gruevski 
zum Rücktritt  auf. Am Tag darauf organisierten Unterstützer der VMRO-DPMNE eine 
Gegendemonstration und brachten mehr als  30.000 Demonstranten zusammen.  Sowohl 
Regierungsgegner  als  auch  -befürworter  bezogen  in  unmittelbarer  Nähe  voneinander 
Protestcamps vor den mazedonischen Regierungsgebäuden.5 Reaktionen von der Europäi-
schen Union kamen nur zögerlich.6 Nach ersten Krisengesprächen reiste der für Europäi-
sche Nachbarschaftspolitik und Erweiterungsverhandlungen zuständige Kommissar Johan-
nes Hahn am 2. Juni 2015 zu weiteren Gesprächen mit Gruevski und Zaev nach Skopje.7

Euroatlantische Integration

Im Oktober 2014 hatte die Europäische Kommission dem Ministerrat zum nunmehr sechs-
ten Mal in Folge empfohlen, mit den Verhandlungen über einen EU-Beitritt Mazedoniens 
zu beginnen.  Wie in  den vergangenen Jahren zuvor  blieb  dieser  Vorstoß insbesondere 
aufgrund  des  griechisch-mazedonischen  Namenstreits  ohne  Folge.  Unmissverständlich 
wiederholte die Kommission in ihrer Erweiterungsstrategie für die Jahre 2014 und 2015 
noch einmal ihren Standpunkt: „Wären das ‚Screening‘ und die Gespräche im Rat über 
den Verhandlungsrahmen im Gange,  hätte  die  notwendige  unterstützende Dynamik ge-
schaffen werden können, um sogar noch vor der Eröffnung der Verhandlungskapitel zu 
einer von beiden Seiten akzeptierten Lösung der Namensfrage auf dem Verhandlungswege 
zu gelangen.“8 Erste Hoffnungen, der Regierungswechsel in Griechenland nach den Par-
lamentswahlen im Januar 2015 ginge einher mit einem außenpolitischen Kurswechsel in 
der Namensfrage, wurden angesichts der anhaltenden Schulden- und Haushaltskrise und 
dem Regierungsbündnis mit der rechtsgerichteten Partei Anexartiti Ellines schnell zunichte 
gemacht.  Ende Januar  2015 wurde  daher  die  bisherige  Verhandlungsposition bestätigt, 
nach der Griechenland einen neuen Namen für den mazedonischen Staat einfordert, der 
einen geografischen Bezug beinhalten und der auf allen Ebenen Verwendung finden solle.9
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